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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.01.1988 

Geschäftszahl 

86/16/0159 

Rechtssatz 

Die Regelung des § 9 Abs 2 GEG 1962 bietet keinen Raum für Erwägungen darüber, ob die Einziehung der 
Gerichtsgebühren eine dritte Person besonders hart treffen würde. Privatrechtliche Vereinbarungen zwischen 
Parteien können niemals einen hoheitlichen Abgabenanspruch des Bundes verkürzen oder beeinträchtigen. 


